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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.09.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2017/17/0474 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2017/17/0475 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/17/0459 E 26. September 2018 RS 3 

Stammrechtssatz 

In den Erkenntnissen vom 16. März 2016, Ro 2015/17/0022, und 11. Juli 2018, Ra 2018/17/0048, 0049, 
hat der Verwaltungsgerichtshof u.a. ausgeführt, dass nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes der 
Europäischen Union (EuGH) zur Beurteilung der Frage der Unionsrechtswidrigkeit durch den nationalen 
Richter eine Gesamtwürdigung der Umstände, unter denen die Dienstleistungsfreiheit beschränkende 
Bestimmungen des Glücksspielgesetzes erlassen worden sind und unter denen sie durchgeführt werden, 
zu erfolgen hat. Nach der Judikatur des EuGH sind bei der Gesamtwürdigung nicht bloß der Wortlaut der 
Bestimmungen des Glücksspielgesetzes samt Gesetzesmaterialien, sondern auch faktische Gegebenheiten 
(wie etwa der Umfang der Beschaffungskriminalität und der Kriminalität gegenüber Glücksspielern im 
Mitgliedstaat sowie eine allfällige expansionistische Geschäftspolitik der Konzessionäre und deren 
Zielsetzung etc.) in den Blick zu nehmen (vgl. auch VwGH 20.4.2016, Ra 2016/17/0066, mwN). 
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